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4. Sitzung vom 19. November, 11 Uhr. 


Die erſte Berathung des Geſetzentwurfs betr. Aufhebung 
direkter Staatsſteuern wird fortgeſetzt. f 
gie. Graf Behr (fr.) Ich bin ein entſchledener Gegner 
der Geſetzentwürfe ſo wie ſie vorliegen. Zu beklagen iſt dabei, daß 
die Provinzialbehörden die Sache nicht gründlich berathen konnten 
(Abg. Richter: Hört! hört ). Die höheren Behörden haben nur 
8. 10, die unteren 4—5 Tage zur Berichterſtattung Zeit gehabt. 
ch kann auch nicht zugeben, daß die neue Reform nur das aus⸗ 
hrt, was das Abgeordnetenhaus in Reſolutionen gefordert hat. 
Soweit wie die Vorlage geht, hat das 1 nie⸗ 
mals gehen wollen. Es ift wohl richtig, daß die Perſonal⸗ 
beſteuerung in den Gemeinden ein großes Maß angenom⸗ 
men hat, aber ſo ſchlimm, wie es dargeſtellt wird, iſt es nicht; 
im Oſten betragen die Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer 50, 
100, höchſtens 120 Prozent. Die Höhe iſt alſo nicht jo gewaltig, 
daß etwaige Uebelſtände nicht auch durch andere Mittel beſeitigt 
werden können. Die Grundſteuer hat nach meiner Meinung ſchon 
vielfach den Charakter einer Rente angenommen, denn ſowobl bei 
Käufen wie Verpachtungen kommt die Grundſteuer als Reallaſt 
im Kauf⸗ bezw. Pachtpreis zum Ausdruck. Von einer Doppel⸗ 
belaſtung, ſo weit es ſich um die ſtaatliche Grondſteuer handelt, 
kann alſo nicht die Rede ſein. Die Gemeindezuſchläge zu dieſer 
Steuer ſind aber bei uns im Oſten nicht hoch und betragen etwa 
10—25 Proz. (Widerſpruch rechts.) Man kann auch auf dem Wege 
einer beſſeren Kommunalbeſteuerung Abhilfe ſchaffen, und ſchon 
jetzt haben ſich die Zuſchläge in Folge der Miehrerträge des neuen 
Einkommenſteuergeſetzes weſentlich vermindert. Der Hauptvortheil 
der Reform fällt den Städten zu, und wir haben es wahrlich nicht 


nöthig, es den Einwohnern der Städte ſo furchtbar leicht 81. 
ung der Städte würde zur Entvöl⸗ 
zmachen. Ein ae dende bei 


e — Lage bedenklich, alle Ertragsſteuern auf⸗ 


zuheben, Steuern, von denen man geſagt hat, fie feien das Rück⸗ 
grat des Staates. Die Aufhebung der Grundſteuer 
iſt im Moment ein großes Geſchenk an die Groß⸗ 
auf Koſten der Allgemeinheit und 
ein jolde eſchenk kann ich nicht bewilligen. 
Freilich iſt anzuerkennen, daß den Hauptvortheil die Städte haben 
werden durch einen Verzicht des Staates auf die wachſende Ge⸗ 
bäudeſteuer. (Abg. Rickert: Nein!) Schließlich wird es ſich zeigen, 
daß die Belaſtung des platten Landes größer ſein wird, als die der 
Städte. Der lex Huene wirft man vor, daß ſie Unwirthſchaftlich⸗ 
keit in den Kreiſen herbeigeführt hat. Nach meinen Erfahrungen 
hat ſie im Allgemeinen recht gut gewirkt. Wenn die lex Huene 
aufgehoben wird, dann befürchte ich, daß über kurz oder lang auch 
die landwirthſchaftlichen Zölle beſeitigt werden. 
(Abg. Rickert: Das wollen wir auch!) ; 

Die Reform wird auch bei den Wahlen eine bedeutende 
Stimmenverfchtebung zur Folge haben, und es liegt die Gefahr 
nahe, daß die Stimme des konſervativen Mannes nicht mehr in 
dem Maße ins Gewicht fällt wie früher. () Es hätte alſo wenig⸗ 
ſtens ein Wahlgeſetz vorgelegt werden müſſen, das uns über dieſe 
Gefahr beruhigt. Die Gefahr iſt nach dieſer Richtung ſo groß, daß 
ich die Reformgeſetze nicht annehmen würde, ehe wir uns über ein 
neues Wahlgeſetz verſtändigt hätten. Unerfindlich bleibt es mir 
auch, warum die Bergwerkſteuer bei dieſer Gelegenheit 2 
werden ſoll. Der Oſten wird davon faſt gar keinen Vortheil 

aben. Ferner will der Finanzminiſter die Entſchädigungsbetrage 
ür die Aufhebung der Grundſteuerfreiheit nur von denzenigen 
icke len laſſen, die noch im Beſitze des Gutes find. Herr 

tert hat nachgewieſen, daß kein Unterſchied beſteht zwiſchen den 
Gütern, die ihren Befiger gewechſelt haben, und die noch immer 
denſelben Beſitzer haben. Es iſt deswegen nothwendig, daß die 
Entſchädigung von Allen verlangt wird. Um den Ausfall zu 
decken, will man eine Vermögensſteuer einführen. Es iſt recht in⸗ 
tereſſant, wie noch in letzter Zeit eine Aenderung des Namens von 
Vermögensſteuer in Ergänzungsſteuer erfolgt iſt. Man kann mit 
dem Namen machen, was man will, es bleibt doch eine Vermögens⸗ 
ſteuer. Nach meiner Anſicht iſt die „Heranziehung des fundirten 
Einkommens“ nur ein Schlagwort. as Vermögen iſt doch auch 
beweglich, und ſeine Höhe hängt doch pon der Thätigkeit und In⸗ 
telligeng des Beſitzers d. h. von der Arbeit ab. Es wäre daher 
richtiger, wenn man eine Unterſcheidung machen will, die unteren 
Einkommenſtufen zu entlaſten, ſtatt die oberen höher zu belaſten. 
Wie die Einkommenſteuerveranlagung ſchon jetzt bureaukratſſch und 
ſchematiſch gehandhabt wird, ſo wird auch die Veranlagung zur 
„ veratoriich wirken. Nach welchem Maßſtabe will 
man übrigens das Vermögen erforſchen? Beim Grundbeſitze wird 
das kaum möglich ſein. 

Warum will man nicht lieber die bisherigen Ueberſchüſſe der 
Einkommenſteuer zur Ergänzung für den Ausfall verwenden? 
Man will ſie den Volksſchullehrern geben. Würden es die Finanzen 
erlauben, ſo möchte ich mit Vergnügen mich daran betheiligen; 
aber es iſt in letzter Zeit im Verbaliniß zu den anderen Beamten 
Ausreichendes für die Schulmeiſter () gethan worden. 
Schulmeiſter kann ſchon mit 21 bis 22 Jahren eine rege er: 
nähren, der Subalternbeamte kommt aber erſt ſehr ſpät dazu. Die 
\ex Huene möchte ich beibehalten ſehen. Freilich würde es mir 
nügen, wenn die Ueberweiſungen auf 24 oder 30 Millionen 
hört würden. Sie können ja dabei die Gutsbezirke außer Spiel 
laſſen und den entſprechenden Betrag den Propinzen überweiſen 

Generalſteuerdirektor Burghart: Der Vorredner hat ſich 
ſeine Ausführungen leicht gemacht, wenn er Unterſcheidung des 
ſundlrten und unfundirten Einkommens ein Schlagwort nennt. 
Wen; es nur Schlagwort iſt, woher kam denn vor zwei Jahren 
das Virlangen danach? Der Vorredner meinte, Vermögen * 
Arbei. aber er vergißt, daß der Arbeiter ſeine Kraſt verbraucht, 
die Rente aus Vermögen aber dauernd Woher weiß der 
Vorredner, daß die Provinzialbehörden nur kurze Zeit zur Be⸗ 
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richterſtattung gehabt haben? Meint er, daß die Regierung auf 
Roſen geieiten hat? Der Grundgedanke des Geſetzes iſt doch nicht 
die Ueberweiſung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer als Geſchenk, 
ſondern ſie zu freien Benutzung und gerechterer Vertheilung der 


Laſten den Kommunen zu überlaſſen. Der Vorredner hat nur 
von dem nahen Geſichtspunkte ſeiner Heimath aus geſprocheg. 
aber im allgemeinen ſind ſeine Behauptungen falſch. Es giebt 


Per in Oſtpreußen und Weſtpreußen Gemeinden, die über 200 
oz. Zuſchläge zur Einkommenſteuer erheben, und im Rheinland 
erreichen fie bisweilen die Höhe von 4—500 „Proz. 

Abg. v. Jagow (konſ.). Es tft weſentlich ein Verdienſt der 
konſervativen Partei, daß der § 82 des Einkommenſteuergeſetzes 
die jetzige Faſſung erhielt. Wir haben damit unſerm ſchon oft ge⸗ 
äußerten Verlangen nach Aufhebung der Realſteuern einen 
formellen Ausdruck gegeben. Die a 155 Reform vertheilt 
die Steuern nach Maßgabe der Billigkeit. Bis jetzt iſt es vorge⸗ 
kommen, daß der unverſchuldete Grundbeſitz nur mit 4 bis 5 
Prozent, der verſchuldete zuweilen mit 10 Prozent belaſtet war. 
Derartige Zuſtände bedürfen dringend der Beſeitigung. Von der 
Nothwendigkeit der Aufhebung der Bergwerksſteuer bin ich voll⸗ 
kommen überzeugt. Als Kommunalſteuer jedoch iſt dieſe Steuer 
nicht brauchbar. f 

Unſer ganzes Steuerſyſtem iſt ein Gemiſch aus Steuern nach 
Maßgabe der perſönlichen Leiſtungsfähigkeit und aus den Neal- 
ſteuern. Die darin liegenden Schwierigkeiten beſeitigt die vorlie⸗ 
gende Steuerreform, welche die geſammten Steuern auf die 
Leiſtungsfähigkeit aufbaut. Die lex Huene hat gute kommunale 
Einrichtungen ermöglicht, hat aber auch vielfach zu durchaus nicht 
nothwendigen Ausgaben verführt. Für die Aufhebung der lex 
Huene ſpricht jedoch vor allem der Geſichtspunkt, daß die Gemein⸗ 
den ihre Ausgaben und Einnahmen balanziren müſſen und nicht 
auf die ungewiſſen Erträge aus den Ueberweiſungen zu hoffen 
brauchen. Der vorgeſchlagene Weg, die Hälfte der Realſteuern zu 
befeitigen und die lex Huene beizubehalten, iſt ein halber Weg und 
verhindert vielleicht in alle Zukunft eine endgiltige Steuerreform. 
Der von der Regierung vorgeſchlagene Weg wird der einzig gang⸗ 
bare ſein. Jedoch läßt dieſer Plan inſofern eine Lücke, als uns 
bis jetzt kein Wahlgeſetz vorgelegt iſt Die Einführung des allge 
meinen direkten Wahlrechts in Preußen würden wir für theoretiſch 
falſch und praktiſch undurchführbar erklären müſſen. Wir theilen 
die Grundgedanken des Reformplans, aber ſürchten, daß ihre 
Durchführung eine Verſchiebung des Wahlrechts nach plutokratiſcher 
Seite, andererſeits zu Gunſten derjenigen Theile unſerer Bevölke⸗ 
rung die zur Zeit garnichts für den Staat und in vielen Kom⸗ 
munen auch nichts für die Kommunen leiſten, mit ſich bringen 
wird. Wenn uns nicht der Nachweis erbracht wird, daß dieſe Be⸗ 
fürchtungen nicht zutreffen, oder wenn nicht unſere Bedenken durch 
entſprechende Aenderung des $ 5 des vorliegenden Geſetzes oder ein 
Wahlgeſetz beſeitigt werden, werden wir gegen die Vorlagen ſtimmen 
(Beifall rechts). 

Der Abg. Rickert hat geſtern von einem Geſchenk an die 
Rittergutsbeſitzer geſprochen. (Abg. Rickert: Graf Behr auch! 
Sie rechne ich jetzt ſo ziemlich zuſammen. (Große Heiterkeit.) Es 
iſt durchaus unrichtig, wenn man die Aufhebung der Grundſteuer 
als ein Geſchenk an die Großgrundbeſitzer bezeichnet, und ich 
werde jede Behauptung, die ſich in dieſer Richtung bewegt, für 
eine demnächſt bewußt falſche erklären (Widerſpruch links) An 
den Vortheilen nehmen nicht nur die Großgrundbeſitzer, ſondern 
auch die kleinen Koloniften und die Städte Theil. B. 
eine Kommune ſ. Z. 34 000 Mark Entſchädigung erhalten. Sie 
hat das Geld für ein Gymnaſium verwandt. Dieſes wird ver⸗ 
deal fin) Soll nun die Kommune das Geld zurückzahlen? (Heiter⸗ 
eit links. 

Bezüglich der Ergänzungsſteuer habe ich zu erklären, 
daß die Mehrheit meiner politiſchen Freunde die Ergänzungsſteuer 
für die beſte Form hält, um den Ausfall zu decken. Ob ſie dur 
guicläge zum fundirten Einkommen oder auf dem Wege der 

egterungsvorlage durchgeführt wird, iſt gleichgiltig. Voraus⸗ 
ſetzung für unfere Zuſtimmung iſt, daß die Baſirung der Ein⸗ 
ſchätzung nach dem Verkaufswerth der Grundſtücke beſeitigt wird. 
Namens meiner politiſchen Freunde erkläre ich, wir werden beſtrebt 
ſein, in 5 mit der Staatsregierung, und, wie wir 
hoffen, der Mehrheit des Hauſes die Regierungsvorlage, wo es 
nöthig iſt, zu verbeſſern, zu) verändern und zu vervollſtändigen. 
In allen Grundgedanken jedoch werden wir die Regierung unter⸗ 
ſtützen. Wir hoffen damit ein Werk, das das Wohl des Vater⸗ 
landes fördert, zu Stande zu bringen. (Beifall rechts.) 

g. ter (dfr.): bin dem Vorredner dankbar dafür, 
daß er in ſo verſtändlicher Weiſe die Intereſſen des konſervativen 
Großgrundbeſitzes zum Ausdruck gebracht hat. Seine Ausführungen 
laſſen ſich einfach in die Formel zuſammenfaſſen: Es wird uns 
ſehr angenehm ſein, wenn wir in unſern Steuerpflichten 1 
werden, aber um keinen Preis wollen wir darum in unſerem Wahl⸗ 
rechte vermindert ſein. (Heiterkeit links.) „Weniger Pflichten, aber 
die bisherigen Rechte! Und wenn uns die Grundſteuer geſchenkt 
wird, jo muß die Fortbezahlung fingirt werden, damit wir die bis⸗ 
berigen Wahlrechte behalten.“ 

Der Vorredner hat eine Art von Metapbyſik aufgeſtellt, um 
ſeine Anſichten logiſch zu begründen. Soweit ich ihn verſtanden 
habe, ſagte er, die Höhe der Grundſteuer beweiſt in der Regel die 

öhe der Schuld. Da die Grundſteuer erlaſſen wird, jo muß das 
ahlrecht beſtehen bleiben, da es ſich mit der Höhe der Schuld 
ae: (Heiterkeit.) Die Forderung der Rückzahlung der Ent⸗ 
chädigungen ſoll zur 1 haben, daß die jetzigen Beſitzer ihre 


— 


Güter ſchnell veräußern. Ich möchte es als eine ſehr willkommene 

Nebengabe des Geſetzes anſehen, wenn durch einen umfaſſenden 

Beſitzwechſel die Güter in die . — ſolcher Perſonen kommen 

u, die das noblesse oblige anders ausüben. (Sehr richtig! 
nks. 


er Vorredner glaubte die Verpflichtung der Zurückzahlung 
der Entſchädigungsgelder damit wegräumen zu können, daß er au 
Städte hinwies und auf kleine Leute, die ebenfalls Zurückzahlungen 
zu machen hätten, und er nannte ſogar eine Stadt. 39 weiß aber 
nicht, warum dieſe Stadt in einer ſchlimmen Lage fein ſoll. Das 
Gymnaſium behält ſie doch. Ja, der Staat hat ſogar alle Laſten 
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deſſelben übernommen. Sie hat alſo einen Vortheil davon. Bei 
den Rittergütern liegt die Sache nicht ſo, daß die Hinterſaſſen für 
die dem Gutsbeſitzer gegebenen Entſchädigungskapitallen Gymnaſien 
bekommen haben. (Heiterkeit) Daß auch eine Anzahl kleiner 
Leute die Entſchädigung zurückzuzahlen haben werden, beweiſt doch 
nur, wie ungerechtfertigt es wäre, die Grundſteuer den Großgrund⸗ 
beſitzern ohne Ablöſung zu exlaſſen. Graf Behr iſt zwar als kon⸗ 
ſervatirer Mann gewiſſermaßen vom Abg. v. Jagow exkommunizirt 
worden. Aber beachtenswerth iſt doch, daß er ſagt, den Vortheil 
von dem Erlaß hat der Großgrundbeſitz, da ihm die Steuern ge⸗ 
ſchenkt werden. 

Die Frage der Ueberweiſung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
richtet ſich dahin, an wen, zu welchem Zweck und unter welchen 
Vorausſetzungen die N erfolgen ſoll. Seit 1865, wo 
dieſe Frage aufgetaucht iſt, hat niemand daran gedacht, die Mittel 
zur Ueberweiſung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer zu beſchaffen 
durch eine Steigerung der Perſonalſteuern. Dieſe Frage iſt zuerſt 
an uns herangetreten, als in Folge der franzöſiſchen Milliarden 
große Ueberweiſungen ſtattfanden, Uebernahme von Gemeinde⸗ 
ausgaben an den Staat. Damals hätte es nahe gelegen, mit 
dieſen Ausgaben Einnahmen des Staates an die Gemeinden zu 
überweiſen. Aber man hat mit dieſer Dezentraliſation der Steuern 
leider nur eine Vertheilung von Renten an die Kommunalverbände 
verbunden. Daß man den Kommunen auch geſtatten ſollte, nicht 
bloß die Kommunalzuſchläge zu beſeitigen, ſondern einen Theil der 
jetzigen Grundſteuer außer Hebung zu ſetzen, das gehört der aller⸗ 
jüngſten Zeit an. Früher dachte kein Agrarier daran; nun werden 
die Herren natürlich immer begehrlicher. Wir haben ja heute 
gehört, die Herren wollen daran gehen, im Rahmen dieſer Vorlage 
auch die Kommunallaſten für den Grundbeſitz noch zu vermindern. 
Wenn Graf Behr nicht ſo weit geht, ſo iſt er einfach auf dem 
Standpunkte ſtehen geblieben, der bis vor Kurzem allen Konſer⸗ 
vativen eigen war. Abg. Rickert konnte ſich mit vollem Recht auf 
den Fürſten Bismarck berufen. Nicht als ob ich den Fürſten 
Bismarck als Autorität in Steuerſachen betrachte (Heiterkeit), aber 
niemand wird leugnen, daß er es verſtanden hat, die agrariſchen 
Intereſſen zu vertreten. Er war der Patron und exſte Führer 
der Agrarier. Aber das darf ich ihm nachrühmen, daß er niemals 
fo weit gegangen iſt, einen Theil der Staatsgrund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer nach der Ueberweiſung zu erlaſſen. Im Februar 1881 ſagte 
er ausdrücklich, die Aufhebung der Grundſteuerfreiheit iſt eine 
Konfiskation geweſen; aber jetzt wieder einen Theil der Grundſteuer 
zu erlaſſen, heißt ein neues dem alten zufügen. 

u den Gedanken zurück, auch nur die halbe Grundſteuer zu 
erlaſſen. 

as alſo der Protektor, der erſte Führer der agrariſchen 
Intereſſen nicht hat zugeſtehen können, das finden wir 4 
Agrariern in den Schoß geworfen von dem gegen 
wärtigen Miniſter. Darüber herrſcht helle Freude in 
Trojas Hallen, und ich finde es natürlich, daß die Herren dem 
Finanzminiſter ſo zujubeln. Vor 2 Jahren hätte noch niemand 
geglaubt, daß man ſolchen agrariſchen Forderungen entgegenkommen 
werde. Und mit welcher Eleganz! Wie ſchön macht das der 
Finanzminiſter! Wenn man dem Finanzminiſter zuhört, ſo könnte 
man meinen, es jet Forderung der Wiſſenſchaft, den Grundbeſitzern 
ein ſolches Geſchenk zu geben. (Heiterkeit). Man könnte meinen, 
indem die Herren das Geſchenk annehmen, machen ſie ſich um das 
Vaterland verdient. (Heiterkeit). Einem ſolchen Wohlthäter der 
Agrarier, wie es der Finanzminiſter iſt, kann man ſchon viele 
Sünden vergeben, die er gegen die Konſervativen begangen hat, 
ſelbſt was er bezüglich des Zedlitzſchen Volksſchulgeſetzes vor und 
hinter den Kuliſſen gethan hat. (Heiterkeit). Ich bin aber weit 
entfernt davon, ihm vorzuwerfen, daß er im Gegenſatz ſteht zu 
ſeiner politiſchen und parlamentariſchen Vergangenheit. Seitdem 
er auf die preußiſchen Verhältniſſe eine Einwirkung gewonnen bat, 


ch hat er mehr wie irgend einer, der im Oſten aufgewachſen iſt, Be⸗ 


dacht genommen, dem Grundbeſitz Liebesgaben in jeder Geſtalt zu 
theil werden zu laſſen, „zur 


ufrechterhaltung des hiſtorlſchen 
Adels“, ſo nennt man das wohl 


bg. v. Jagow hat es abgewieſen, mit Zahlen zu operiren. 
Gewiß, das wäre zu ſehr in die Augen geſtochen, dann würde die 
Gemüthlichkeit aufddren. Es giebt ja nicht bloß Leute, die ein Gut 
haben, ſondern Leute, die 10, 20, Güter haben, und da be⸗ 
deutet der re ein jährliches Geſchenk von 49000 M. 
Aber der Vortheil iſt noch größer bei den perſchuldeten Beſitzern. 
Gerade bei dem verſchuldeten Grundbeſitz ſpielt die Vermögens⸗ 
ſteuer viel weniger eine Rolle als bei dem unverſchuldeten. Das 
Geſchenk iſt um ſo ud. bei den Großgrundbeſitzern, je mehr 
dieſelben verſchuldet ind. Deshalb iſt bei der „Kreuzztg.“ der 
ubel groß, denn ſie iſt das Organ des alten und verſchuldeten 
rundbeſitzes. (Heiterkeit). 374 
Nun werd eine Aufrechnung gemacht, was die Gutsbezirke jetzt 
alles in Kommunalangelegenheiten aufbringen. Das iſt uns zuerſt 
in der Landgemeindeordnung mitgetheilt worden. Das war ſehr 
intereſſant, aber ſelbſt die Regierung hat zugegeben, daß das nur 
der Verſuch einer Statiſtik jei, daß nur annähernd richtige Ergeb⸗ 
niſſe daraus entnommen werden können. Der Finanzminiſter hat 
ſich uns vorgeſtellt nicht als Agrarier, ſondern als Urbarier. Die 
Städte von mehr als 10 000 Einwohnern haben zu den Schullaſten 
52 Millionen beizutragen, an Realſteuern bekommen ſie 35 Mill. 
überwieſen. Sie bekommen alſo, r mit den Koſten zum 
Schulweſen nur , d. h. von einer Million 666 000 M. Wie 
ſteht es aber bei den Gutsbezirken? Die Schulloſten in den 
Gutsbezirken beziffern ſich auf 3 Millionen Mark, überwieſen be⸗ 
kommen ſie 9 Millionen Mark. Dieſe Summe iſt das Dreifache 
von dem, was ſie an Schulausgaben bezahlen. Das iſt die Politik 
der Urbarier! Nun ing! man, es handelt ſich dog hier nicht blos 
um die Beſitzer der Gutsbezirke, auch ſonſt kommen manche 
Bauerngemeinden, ſowie manche Städte in die Lage, nicht 


blos die Zuſchläge aufzubringen, ſondern auch Theike der 
fl Grund- und Gebäudeſteuer. Der Unterſchied iſt der, daß 
ſich in den Städten die Summe auf eine Anzahl Per⸗ 


ſonen vertheilt, während der Gutsbeſitzer nach ſeiner Entlaſtung 
nichts mehr, wie bisher, für dle Hinterſaſſen zu thun braucht. 
Der Finanzminiſter meinte, früher mochte man den Standpunkt 
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aufrecht erhalten, daß man den Gutsbezirken die Grund⸗ und Ge⸗ 
bäudeſteuer nicht überwies; heute iſt es anders, heute haben wir 
eine andere Kreis⸗ und eine andere Landgemeindeordnung. Die 
Kreisordnung hat die Voltzeihoheit der Gutsbezirke beſeitigt, aber 
ſie hat mit der wirthſchaftlichen und kommunalen Natur der Guts⸗ 
bezirke gar nichts au thun. Die Landgemeindeordnung hat nur die 
öglichkeit, in dieſen Verhältniſſen mit der Zeit etwas anderes zu 
eſtalten, wie die Staatsregierung es verlangte. Man mag die 
5 dieſer Landgemeindeordnung höher oder niedriger ſtellen. 
Zweifellos liegen die thatſächlichen Verhältniſſe auf dem Lande ſo, 
daß bei einer Verbindung von kleinen Gemeinden und Gutsbezirken 
der eine oder der andere Theil ein erhebliches Mehr an Steuer⸗ 
laſten aufzubringen haben würde. Und in den meiſten Fällen wür⸗ 
den die Gutsbezirke im Gegenſatze zu den kleinen Gemeinden er⸗ 
heblich mehr an Armen⸗ und Schullaſten aufzubringen haben als 
jetzt. Es iſt eine Aber n dar ſondergleichen gegenüber dem 
platten Lande, gegenüber den Bauerngemeinden in erſter Linie, daß 
dieſe Ueberweiſungen vorgenommen worden, ohne daß eine durch⸗ 
greifende Reform in den Verhältniſſen von Landgemeinde und 
Gutsbezirk ſich vollzieht. 

Die Begründung ſagt, es fet richtig, für die Koſten öffentlicher 
Wegebauten den Realbeſitz beſonders zu belaſten. Das tft nicht 
blos richtig für eine Gemeindeverwaltung, ſondern auch für jeden 
politiſchen Verband, der ſolche Wegebauten unterhält. Nun ſind es 
nicht blos Kommunalverbände, ſondern auch der Staat ſelbſt, der 
für Chauſſeebau und Unterhaltung Summen ausgtebt, allerdings 
nicht direkt, aber indirekt in Ueberweiſung von Renten an die Pro⸗ 
binzialbehörden. Der Staat wird die Ausgaben in Form der 
Renten beibehalten, während die Einnahmen, die der Staat in 
Folge der Grundſteuer vom Grundbeſitz bezog, aufgegeben werden. 

Bezüglich der Vertheilung innerhalb der Gemeinden trete ich 
nicht dem Satze bei, daß man alle Gemeindelaſten nur auf den 
Realbeſitz werfe. Ich für meine Perſon ſehe gar keinen Grund, 
den Realbeſitz für laufende Koſten der Armen⸗ und Schulverwal⸗ 
tung ſtärker zu belaſten, als für irgend einen anderen Zweck. Aber 
ich meine, alle Ausgaben einer Kommune für Hoch⸗ und Tiefbauten 
und für Erhaltung dieſer Bauten ſind durch Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuern aufzubringen. Hinter dieſem Grundſatz bleibt der Regie⸗ 
rungsentwurf weit zurück; denn er will durch Realſteuern nur be⸗ 
ſondere Aufwendungen für den Bau und die Unterhaltung von 
en aufbringen. Die betreffende Summe reicht durchaus nicht 
an die Höhe der überwieſenen Steuern heran. 

Nun iſt allerdings im Kommunalſteuergeſetz der Grundſatz feſt⸗ 

ehalten, es müßten mindeſtens 100 Proz. Grund⸗ und Gebäude⸗ 
teuer zugleich mit einem Betrag von 100 Prozent Einkommenſteuer 
erhoben werden. Das ſieht nach mehr aus, als es thatſächlich iſt. 
100 Proz. Einkommenſteuer waren vor einem Jahre 75 Millionen 
Mark und ſind heute 115 Millionen, 100 Proz. Gebäudeſteuer 
find auch heute 35 Millionen. Das Verhältniß der Geſammk⸗ 
ſumme hat ſich deshalb durch das neue Einkommenſteuergeſetz 
derart verſchoben, daß aus der Veränderung des bloßen Ver⸗ 
hältniſſes noch keineswegs eine ſolche höhere Belaſtung folgt, wie 
es in dem Regierungsentwurf ſteht. d 

Grund⸗ und Gebäudeſteuer wurden bis jetzt nach ganz veralteten 
Grundſätzen erhoben. Nun heißt es allerdings, die Gemeinden 
könnten aus ſich heraus dieſe Steuern reformiren. Das konnten 
ſie ſchon jetzt. Aber es iſt nirgends geſchehen mit ſeltenen Aus⸗ 
nahmen, und zwar zunächſt, weil in den . Kommunen das 
nöthige Wiſſen nicht vorhanden iſt. Das Wiſſen iſt ja nicht ein⸗ 
mal im Finanzminiſterium vorhanden (Heiterkeit), wo ſich doch die 
Erfahrung des höchſten kommunalen Beamten mit der beſonderen 
Kenntniß der oberſten Finanzbehörde vereinigt. Wenn der Finanz⸗ 
mintfter in der Lage war, dieſe Grund⸗ und Gebäudeſteuer zu 
reformiren, warum wird es nicht aldi gemacht? Das ganze 
Kommunalſteuergeſetz iſt jo unfertig in ſich, wie mir ein Geſetz 
von dieſer Bedeutung bisher noch nicht zu Geſicht gekommen fit. 
Noch mehr als das mangelhafte Verſtändniß der Kommunal⸗ 
behörden wirkt entgegen der Gegenſatz der Intereſſen. 

Durch dies Geſetz wird jede kommunale Selbſtändigkeit be⸗ 
ſeitigt. Alles iſt geſtellt auf die Weisheit der Kreis⸗ der Bezirks⸗ 
ausſchüſſe und der jeweiligen Miniſter der Finanzen und des 
Innern. Wir zweifeln gar nicht daran, daß Herr Miquel, ſo lange 
er Finanzminiſter iſt, die Sache nach den in der Denkſchrift aus⸗ 
geführten Grundſätzen behandeln wird. Wie wenig ihm das aber 

ingen wird, möge er daraus ſehen, wie die Kommunen entgegen 
Einen Zirkularen gegenwärtig das Plus aus der Einkommenſteuer 
zur Entlaftung des Realbeſitzes verwenden. 

Wenn einmal ein Finanzminiſter kommt mit den Anſichten des 
Herrn v. Jagow, daß der Realbeſitz 7 ſtaxk belaſtet iſt, fo hat er 
in den Geſetzesparagraphen, die jo elaſtiſcher Natur find, keine 8 
für ſein u Früher, in den Wafer Jahren waren die 
amtirenden Miniſter darauf aus, die Realſteuerzuſchläge nicht zu 
niedrig zu bemeſſen. Erſt mit der agrariſchen Periode des Fürſten 
Bismarck wurden entgegengeſetzte Tendenzen maßgebend. Und 
daraus erklärt ſich auch, warum die Realſteuerzuſchläge in den 
Kommunen in der letzten 12 derart abgenommen haben. Das 
Geſetz iſt techniſch das unvollendetſte. Man kann ſchon daraus er⸗ 
ſehen, in welcher Haſt und Eile das en e tft, 
wenn wir uns erinnern, daß im Juli ein Wechſel im Miniſterium 
des Innern ſtattgefunden hat. Am unfertigſten iſt das Kommunal- 
ſteuergeſetz bezüglich der Gewerbeſteuer. ährend die Realbeſitzer 
mit einem großen Wohlwollen behandelt worden ſind, iſt in Bezug 
aufdie Gewerbeſteuerpflichtigen das gerade Gegentheil der Fall. Das 
Kommunalſteuergeſetz bringt den falſchen Grundſatz zur Geltung, 
daß der Gewerbetreibende aus kommunalen Aufwendungen dieſelben 
Bortheile habe wie der Grund⸗ und Gebäudeſteuerbeſitz, daß des⸗ 
Halb Zuſchläge zur Gewerbeſteuer in derſelben Höhe zu halten find 
wie Zuſchläge zur Grund⸗ und Gebäudeſteuer. Das iſt ein neues 

ip und ein unrichtiges. Wie neu es fit, geht daraus hervor, 
daß in Städten über 10 000 Einwohnern bis jetzt nur 8 Proz. 
Zuſchläge zur Gewerbeſteuer genommen worden ſind. Man hat ſich 
deswegen geſcheut, hohe Wuerde zu machen, weil die Gebäude⸗ 
teuer doch auch mit eine Gewerbeſteuer iſt. Während landwirth⸗ 
chaftliche Gebäude nicht zur Gebäudeſteuer herangezogen werden, 
müſſen die Gebäude der Gewerbeſteuerpflichtigen 2 Proz. des Mieths⸗ 
werthes als Steuer zahlen. Wenn eine Kommune Aufwendungen 
z. B. für Straßen macht, ſo hat das Gewerbe wohl Vortheil davon, 
aber wie lange! Mit Ablauf des Kontrakts ſteigert der Wirth 
den Ladenpreis. Mit Recht hat bis jetzt der Grundſatz geherrſcht, 
—.— N zur Gewerbeſteuer geringer zu bemeſſen als zur Ge⸗ 

eſteuer. 

Früher hat der Finanzmiſter nicht daran gedacht, die Gewerbe⸗ 
ſteuer zu einer Kommunaltteuer zu machen und fie ſchematiſch mit 
den andern Steuern über einen Kamm r ſcheren, allerdings mit 
einer Ausnahme. Für die Schankwirthe hat der Miniſter 
damals "eine beſondere Steuer eingeführt, und das Wohlwollen 
wird forigejeßt, indem man die Betriebsſteuer den Kreiſen überweiſt 
und die Gemeinden reizt, noch einen Zuſchlag als Gemeindeſteuer 
u erheben. Herr Miquel will es in erſter Reihe verhindern, daß 
bope Zuſchläge zur Einkommenſteuer noch von den Kommunen er- 
hoben werden, es birgt große Gefahren in ſich. Gewiß, aber be⸗ 
— t denn das ganze Geſetz etwas? Nein, denn man belaſtet ja 
ie Leute, die entlaſtet werden ſollen, von Staats wegen durch die 
Einkommenſteuer noch mehr. Was iſt denn die Vermögensſteuer anders 
als eine Perſonalabgabe? Dieſe Perſonalabgaben werden nun um 
zweimal 35 Milltonen zu Gunsten des Staats geſteigert, und doch 
müſſen ſie von denſelben Leuten getragen werden, die man als 
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Höchſtbelaſtete in den Gemeinden anſieht. Das heißt den Teufel 


durch Belzebub austreiben. Das iſt nicht, wie der Miniſter es T 


darſtellt, die Folge der Wiſſenſchaft, ſondern die Kur des Dr. Eiſen⸗ 
barth. (Beifall links.) Nun kommt in Betracht, daß doch keines⸗ 
wegs, was den Kommunen überwieſen wird, von den neuen 79 
Millionen ſich in derſelben Weiſe auf die Kommunen vertheilt, wie 
es aus denſelben genommen iſt. Der Finanzminiſter rechnet 
aus, es machte daſſelbe auf den Kopf in der Stadt wie 
auf dem platten Lande. Aber aus den Städten wird das 
Dreifache genommen, während das Land mehr erhält als es 
giebt. Nach der amtlichen Statiſtik der Einkommenſteuerpflich⸗ 
tigen betrug früher in den Städten durchſchnittlich der Satz 
4,99 M., jetzt 7,13 M. auf den Kopf. Das macht ein Plus von 
2,14. Auf dem platten Lande war der Saß früher 1,21 Mk, jetzt 
1,69 M.: Plus alſo nur 0,48 M. Von den 35 Millionen Üeber⸗ 
ſchuß aus der neuen Einkommenſteuer rühren 26 Millionen aus 
den Städten, 9 Millionen vom Lande her und von den 10 Millionen, 
welche die Aktiengeſellſchaften bringen, kommen auch etwa 8 Mill. 
aus den Städten, und von den 35 Millionen, die die neue Ver⸗ 
mögensſteuer aufbringen ſoll, kommen auch etwa 26 Millionen aus 
den Städten. Und trotzdem ſagt der Finanzminiſter, iſt das Ganze 
nur dazu eingerichtet, um die Gemeindeeinkommenſteuerzuſchläge 
zu vermindern. Sind nicht gerade in den Städten die Zuschläge 
am höchſten? Wo fie am bdöchſten ſind, nehmen Sie am meiſten 
fort, und es fließt verhältnißmäßig mehr davon auf das platte 
Land als in die Städte. In den Städten über 10 000 Einwohner 
werden gegenwärtig 104 Mill. Mark Einkommenſteuer aufgebracht. 
Es fließen dorthin aus den Realſteuern aber nur 35 Millionen. 
Von dieſen 35 Millionen muß der Ausfall der lex Huene gedeckt 
werden. Ferner gehen ab die Erleichterungen der Realbeſteuerung, 
es bleiben alſo in dieſen Städten nur etwa 15 Mill. Mark übrig zur 
Verminderung der Gemeindeeinkommenſteuer. Dort alſo, wo die 
Gemeindezuſchläge am drückendſten ſind, werden dieſelben nur um 
ein Siebentel allerhöchſtens ermäßigt werden. Der ganze Haupt⸗ 
weck der Reform, Entlaſtung der Gemeinden, wird nicht erreicht. 
as Gegentheil wird eintreten. Der Einkommenſteuerpflichtige 
wird weit mehr belaſtet. Das haben zuerſt die rheiniſchen Bürger⸗ 
meiſter erkannt, und ſie haben deshalb in ihrer Verzweiflung ein 
Mehr an indirekten Steuern verlangt. Die ganze Reform wird 
praktiſch hinauskommen auf eine Vermehrung der indirekten Steuern 
in den Gemeinden. 
Sicher iſt nur eine Entlaſtung des Realbeſitzes und Mehrbe⸗ 
laſtung durch indirekte Steuern, alſo der minderwohlhabenden 
Klaſſen. Eine Folge ſoll eine kommunale Getränkeſteuer ſein. Der 


Finanzminiſter gerade iſt es geweſen, der mitwirkte, daß von Reichs W 


wegen der Branntwein ſo hoch belaſtet wurde, daß für die Ge⸗ 
meinden kaum etwas übrig bleiben kann. Als ich joate., man möge 
die Belaſtung des Branntweins den Gemeinden überlaſſen, da er⸗ 
widerte man, es gehe nicht, weil das platte Land ſeinen Brannt⸗ 
wein in den Städten einkaufe und alſo zu deren Einnahme bei⸗ 
trage. Ferner wird man auch zur Erhöhung der Beſteuerung des 
Bieres gehen. In einer Beſtimmung be es zwar ausdrücklich, 
daß die nothwendigſten Lebensmittel frei bleiben, aber ein anderer 
Paſſus findet ſich in dem Geſetze, wonach den Gemeinden geſtattet 
wird, in den Schlachthäuſern ſo hohe Gebühren zu erheben, daß 
das angelegte Kapital auf 8 Prozent ſich verzinſt. Was heißt das 
anders, als auf einem Umwege eine Schlachtſteuer wieder einführen 


in der modernſten Form und eine Vertheuerung der Fleiſchnahrung 
zu bewirken ? 


Was die Vermögensſteuer betrifft, ſo möchte ich über das Wort 
nicht ſtreiten. Iſt ſie ein Beſtandtheil des ganzen Steuerſyſtems, 
dann kann man ſie nicht Ergänzungsſteuer nennen. Die Haupt 
ſache iſt, daß man zwei Steuern nebeneinander einführt. In keinem 
andern Gemeinweſen Europas beſteht eine Vermögenſteuer neben 

Einkommenſteuer. Man bat ſchon wegen der Ankommen ation 
eine ſolche Doppelbelaſtung nicht eingeführt. Die nfommenfteuer- 
einſchätzung hat die größten Schwierigkeiten hervorgerufen. Daß 
die Vermögensſchätzung viel ſchwieriger fit, ergtebt ſich auf den 
erſten Blick. Die Einkommenſteuereinſchätzung ſucht nur das ein⸗ 
uſchätzen, was wirklich iſt. Die Vermögensſchätzung aber tft eine 
Werthſchleung, alſo ein ſubjektives Moment. Der Finanz miniſter 
ſpricht von den Bauplätzen, die man treffen muß. Ich intereſſire 
mich ſehr dafür. Aber warum wollen Sie das nicht den Kommunen 
überlaſſen? Im Kommunalſteuergeſetz wird zwar die Beſteuerung 
der Bauplätze auch den Kommunen überlaſſen, aber warum an 
zwei Enden die 1. 51 5 heranziehen? er Staat thut doch 
wirklich nichts für die Bauplätze, ſondern wenn ſie im Werthe 
ſteigen, jo verurſachen dies die Aufwendungen der einzelnen Ge⸗ 
meinden. Es ſcheint, daß ſich die ganze Frage der Vermögensſteuer 
mehr 9 wird auf eine Frage hinſichtlich der Unterſcheidung 
des fundirten und unfundirten Einkommens. 

Unſere Stellung dazu iſt folgende: Das erſte iſt, daß die 
Doppelbeſteuerung der Akttengeſellſchaften aufgehoben werden müßte. 
Wenn man generell eine Vermögensſteuer einführt, ſo muß man 
jenen Anſatz zu ſolcher Steuer beſeitigen. Man kann nicht eine 
Doppelbeſteuerung einführen in dem Augenblick, wo man ſich der 
Einführung eines rationellen Syſtems rühmt. Ich möchte wiſſen, 
welche Wiſſenſchaft empfiehlt, die Aktiengeſellſchafden und Genoſſen⸗ 
ſchaften höher heranzuziehen als andere Betriebe. Warum iſt es 

erecht, warum ſoll es gerecht fein, einen Betrieb höher zu be⸗ 
teuern, weil er nicht einem einzelnen reichen Manne gehört, 
ondern weil viele, oft auch arme Leute, an ihm partizipfren ? 
Man will das vierte Prozent der Einkommenſteuer ſtreichen. Da⸗ 
egen möchte ich mich aber verwahren, wenn man nicht auch die 
5 für die unteren Einkommen zieht. Wenn ich die 
oberſten blos bis 3 Proz. beſteuere, dann muß ich auch den Tarif 
der unteren Klaſſe herabſetzen. 

Der Minifter befürwortet Eile, damit das Plus aus der neuen 
Einkommenſteuer deſto früher wieder zurückfließt. Wenn wir aber 
keine Eile haben und die Vorlagen eng dann fließt das 
Bis ae neuen Einkommenſteuer ſogar ein Jahr früher zurück, 
allerdin 


kommenſteuer. Dann aber würde die neue Einkommenſteuer we⸗ 


niger drückend empfunden werden und dann würden auch die Ge⸗ M 


meinden, je weniger Anſprüche der Staat an den einzelnen Steuer: 
zahlex ſtellt, umſomehr im Stande ſein, an die Steuerzahler für 
ihre Zwecke Anſprüche zu ſtellen. 
enn man aber dieſe Steuervorlagen in dieſer parlamentari⸗ 
ſchen Saiſon doch Bu malen ſich vorſetzt, wie kann man es gleich⸗ 
zeitig wagen, eine 1 an den Reichstag 
u bringen? Es unterliegt doch keinem Zwelfel, daß ein fo 
ſchwerwiegendes Geſetz wie dieſe Steuervorlage ſeit 20 
hlex nicht vorgelegen hat, und auf der anderen Seite läßt ſich 
nicht beſtreiten, daß die Milttärvorlage, die das Heer auf ganz 
andere Grundſätze ſtellt, wo eine große ung gr des Heeres, 
eine Steigerung des Etats um 65 Millionen M. beabſichtigt iit, 
die zu ihrer Ausführung ein ganzes Bündel neuer Reichsſtenern 
erfordern, daß das auch Vorlagen ſind, wie ſolche ſeit Konſtitui⸗ 
rung des norddeutſchen Bundes noch nicht vorgekommen ſind. 
Steuervorlagen an dem einen und an dem andern Ende! Wie ſoll das 
bewältigt werden? Freilich ſagen die Herren, das ſind ja verſchie⸗ 
dene Bureaus, die damit zu thun haben. Aber glauben Sie, 
daß in derſelben Weiſe wie in den Bureaus ſich das Intereſſe bei 
den einzelnen Abgeordneten und im Lande theilen läßt? Der 
Finanzminiſter ſelbſt meint, daß man an den neuen Geſetzen hin⸗ 
arbeiten ſolle auch im Lande. Glauben Sie, daß das Intereſſe 
des Landes für dieſe Steuervorlagen noch erhalten wird, wenn 


ahren 


in Form des Erlaſſes von vier Monatsraten der Ein⸗ Rich 
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Wen Eine 
en beginnen? Sind ni 
ag für Tag die Kreisblätter des Miniſters des Innern 1 
Artikeln über die Militärvorlage gefüllt, mit Artikeln die vor den 
Franzoſen und Ruſſen graulich machen, mit der Revanchepolltit 
drohen? Alſo dieſe Reglexung hier beſchäftigt ſich ſchon ſelb jetzt 
in erſter Reihe mit der Militärvorlage. 

Ein Theil der Abgeordneten gehört doch auch in den Reichstag, 
und grade diejenigen, auf die man hier am meiſten rechnet bel den 
Steuervorlagen. Wie denken Sie ſich nun, wenn man zu einer 
Auflöſung des Reichstags kommt, daß man dann hier 
den Archimedes gleich fortſetzen kann, die Zirkel neuer Steuern zu 
ziehen? (Lebhafte Zwiſchenrufe und große Unruhe rechts.) Oder 
zweifeln Sie etwa an der Auflöſung? Dann zweifeln Sie an 
dem Ernſte des Reichskanzlers. Wenn es nicht zur Auflöſung 
kommt, ſo hat man die Militärvorlage nicht ernſt gemeint. 
Auch während der Auflöſung 1887 konnten hier die Ver⸗ 
handlungen nicht fortgeſetzt werden. Es hieß ja eine Zeit 
lang, daß das Staatsminiſterium im Intereſſe der Steuer⸗ 
vorlagen widerſprechen werde, daß die Milttärvorlage ſchon 
jetzt an den Reichstag gelange. Man hat das auch eine Zeit lang 
geglaubt, weil es an ſich gerechtfertigt war. Denn das Septennat 
iſt noch nicht abgelaufen und eine akute Kriegsgefahr fit auch nicht 
vorhanden. Gleichwohl hören wir, daß die Militärvorlage zu 
gleicher Zeit vorgelegt werden fol. Das iſt die Folge der 
unglücklichen Halbirung, die an der Spitze der Re⸗ 
gierung eingetreten iſt, daß der oberſte Poſten in der Regierung 
getheilt worden iſt. (Unruhe rechts). Damals hat man allſeitig 
Nachtheil vorausgeſehen, man hat aber mehr geglaubt, das Reichs⸗ 
intereſſe werde dabei werden. Jetzt ſtellt ſich heraus, 
daß dadurch das militäriſche Intereſſe noch eink 
feitiger und rückſichtsloſer geworden tft als 
früher. Alle zivilen Intereſſen und Rückſichten auf die bürger⸗ 
liche Geſetzgebung werden jetzt den militäriſchen Dingen im Reiche 
untergeordnet. enn das Miniſterium auch in anderen Dingen 
ſtark wäre wie in der Vermehrung der Steuern, dann hätte es 
nicht die Schwäche haben dürfen, 51 05 Dann hätte es 
wenigſtens dem widerſprochen, daß dieſe Vorlage jetzt an den 
Reichstag gelangt. Eins oder das andere, aber nicht beides zu⸗ 
ſammen. Wenn Sie derartig die Safſon im Landtag und Reichs⸗ 
tag mit neuen Steuern bepacken, den Kahn überladen, dann tt 
allerdings um ſo mehr Hoffnung, daß er umwirft und daß die 
Steuervorlagen im Gedränge mit einander ſich gegenſeitig in den 
Abgrund stehen. Und wenn die Milttärvorlage dabei noch ver⸗ 
ſinkt, dann halte ich das allerdings für die beſte Löſung der 

ra dieſer neuen Seſſion. (Lebhafter Beifall links, Zifchen 
rechts. - 

Miniſterpräſident Graf Eulenburg: Mit welcher Berechti⸗ 
gung darf uns Abg. Richter eine Schwäche vorwerfen gegenüber 
den Anforderungen des Reſchs? Nein wir find rechtzeitig gefragt 
worden, wir haben ernſt überlegt und gemeinſam in voller Ueber⸗ 
einſtimmung unſere Zuſtimmung zu den Reichstagsvorlagen ge⸗ 
geben. Wir glauben nicht, daß wir da ſchwach waren, weil wir, 
was nothwendig iſt auf militäriſchem Gebiet, auch als nothwendig 
anerkennen und unſere Mitwirkung dazu bieten. Alſo die Voraus⸗ 
ſetzung, von welcher dieſe Vorwürfe ausgehen, ſind vollkommen 
unrichtig. Aber in derſelben Zeit wurde ſie widerrufen und nichts 
deſto weniger haben Wochen lang die ſämmtlichen Organe, welche 
Gegner der Militärvorlage find, auf dieſem Pferde geritten und 
7 Stimmung zu machen Hun die ganze Behandlung der 
Geſchäfte. Das iſt außerordentlich unrecht. Greifen Sie uns an, 
wenn Sie glauben, daß wir Unrecht thun, und wir werden uns 
vertheidigen. Schieben Sie uns aber weder Motive unter, die 
wir nicht haben, noch behaupten Sie unrichtige Dinge. Nicht einen 
Augenblick iſt die Mitwirkung des Staatsminiſteriums verfäumt 
un ntangejeßt worden. w aben nicht nöthig, jeder 
Augenblick mit unferen Erwägungen an die Oeffenklichkeit zu treten 
Wir haben an die Oeffentlichkeit erſt zu treten, ſowohl im Landtag 
wie im Reichstag mit den Ergebniſſen unſerer Erwägung. Das 
werden wir thun, und dieſe werden wir vertheidigen. Aber man 
möge uns nicht Motive unterſchieben, die nicht vorhanden find, 
und uns unzuträgliche Geſchäftshandhabung vorwerfen, die nicht 


ſtattgefunden hat. 
Der Abg. Richter hat nach 


über die Militärvorlage die Verhandlung 


Finanzminiſter Dr. Miquel. 
feiner gewohnten Weiſe nur kritiſirt und Schwächen an allen Ecken 
gefunden, aber er iſt nicht gewillt oder im Stande geweſen, zu 
eigen, auf welchem Wege die Uebelſtände befeitigt werden ſollen 
E iſt doch immer der Gedanke ausgeſprochen worden, daß die Real⸗ 
ſteuern nicht dem Staate ſondern den Gemeinden pehbren, Dieſem 
Grundſatz hat ja auch Abg. Richter früher gehuldigt. Wir wollen 
ſehen, welche anderweitigen Vorſchläge der Abg. Richter in der 
Kommiſſion machen wird. Kann er keine Vorſchläge machen, dann 
ſchweben alle ſeine Behauptungen in der Luft. Die Searle 
der einzelnen Gemeinden find unter einander fo verſchiedenartig 
daß man im Kommunalſteuergeſetze nicht abſolut feſte Be⸗ 
ſtimmungen über die Art und Weiſe treffen kann, wie die Steuern 
für die einzelnen Gemeindezwecke aufgebracht werden ſollen 
Der Abg. Richter ſtellt es fo dar, als ob gar keine Entlaſtun 
Kektfünte: Wo bleiben denn die 100 Millionen, die wir aufheben g 
Verſchwinden dieſe denn, und werden ſie nicht von den Gemeinden 
zur Entlaſtung ihrer Steuerzahler verwendet werden? Der 
Staat iſt ein Ganzes, und als ſolches kann er nicht den 
einzelnen Gegenden dieſelben Beträge wieder zurückerſtatten, die er 
von ihnen genommen hat. Herr Richter aber ſtellt bei ſeiner Be⸗ 
rechnung das ent ee Prinzip auf. Wenn aus den Städten 
mehr Erträge fließen, jo liegt das eben darin, daß die ſteuerträftigen 
Leute in den Städten wohnen. Für den Staat iſt es aber 
völlig 127 Er nimmt die Steuer von jedem einzelnen nach 
dem Maße ſeines Einkommens, wo er auch wohnen möge. Was 
nun die Kommunalſteuern betrifft, ſo werden aller Wahrſcheinlich⸗ 
keit nach bei Durchführung der Reform n Objekte ent⸗ 
laſtet werden, die bisher überlaſtet waren. Was will Abg. 

ichter, um der Noth der Gemeinden zu ſteuern. Das zu er⸗ 
fahren von einem erfahrenen und volkswirthſchaftlich gebildeten 
ann wäre doch für die Regierung ſehr intereſſant. In der 
„Freiſ. 8 907 die ich mit Aufmerkſamkeit berfolge, habe ich feine 
poſitiven Vorſchläge gefunden und darum auf die heutige Rede 
gewartet. Aber jo ſchön und inhaltreich und lang fie war, fie 
war noch immer nicht lang genug, denn das Beſte fehlte noch. 
(Heiterkeit) Nun meint Abg. Richter, wir ſollten die Sache vers 
tagen, bis das Verhältniß der Gutsbezirke in der Landgemeinde⸗ 
ordnung gründlich reformirt iſt. Dieſe dunkle Andeutung, die 
Sache zu vertagen, würde weder im Lande noch im Haufe Anklang 
finden. (Beifa 7 
Der Präſident ſchlägt die Vertagung vor. 
1 Richter (perſönlich): Der Finanzminiſter vermißte in 
meiner Rede Vorſchläge und er fragt, wo bleibt denn das den Ge⸗ 
meinden überwieſene Geld? Er muß mir wohl nicht zugehört 
haben. Ich habe d eſe Rechnung ausdrücklich ausgeführt bei den 
Städten über 10000 Einwohner. Das iſt ein Beweis, wie wenig 
der Finanzminiſter mir Aufmerkſamkeit geſchenkt hat. Der Finanz⸗ 
miniſter meint, ich hätte Vertagung bis zur gründlichen Reform der 
Landgemeindeorduung verlangt, hat aber nicht ge 
wie die Landgemeindeordnung beſchaffen ſein ſoll. Das erglebt ſich 
aber doch aus unſerer ganzen Stellung, die wir zur Landgemeinde⸗ 
ordnung eingenommen haben. Der Finanzminiſter vermißte pa⸗ 
fittve Vorſchläge. Jeder aber iſt im Stande, aus meiner Kritik 
auf die Grundzüge meines Programms zu ſchließen. (Rufe rechts 
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nein!) Sie ſind eben nicht im Stande, meiner Rede 


* * 


N 
* 


„ 18. Nod. Die Polizei verhaftete heute einen 


zu folgen. Was wir vor 2 Jahren wollten, ergab ſich aus der angeblichen Anarchiſten, einen Deutſchen, Namens Fritz Püſchel, 


theit unſerer Anträge. 
Besch ae Mo — 11 Uhr (Fortſetzung der heutigen 
Berathung.) 
Schluß nach 4¼ Uhr. 


Lokales. 

Poſen, 21. November. 

p. Todtenſonntag. Geſtern waren unſere evangeliſchen Fried 
höfe ungemein ſtark beſacht, und die Gräber waren durchweg recht 
reich mit Kränzen und Blumen geſchmückt. Wie am Allerhe ligen⸗ 
tage auf den katholiſchen Begräbnißſtätten, ſo waren auch geſtern 
Abend thellweiſe auf den Grabhügeln Lichter angezündet, und bis 
zum ſpäten Abend wogte in den Wegen und Gängen der Friedhöfe 
eine dichte Menſchenmenge. 

p. Widerſtand gegen die Staatsgewalt. Vorgeſtern ſollte 
wegen einer früheren Meſſeraffaire ein Arbeitsburſche, der von der 
Poltzei ſchon lange geſucht war, in ſelner Wohnung verhaftet wer⸗ 
den. Er jedoch wie ſeine Mutter wehrten ſich gegenüber den 
Schutzleuten auf das Verzweifeltſte, und es mußte erſt weitere Hilfe 
berbeigeholt werden, bevor die beiden überwältigt und zur Haft 
gebra en Pa fonnten. —— Lärm hatte ſich natürlich 
eine große Menſchenmenge 2 . 

N Aus . Am Sonnabend fand in Jerſitz eine Sitzung 
des Bereins ür Speiſung armer Schulkinder ſtatt. Ebenſo wie in 
früheren Jahren wurde beſchloſſen, auch in dieſem Winter von 
Beginn der kalten Witterung an eine größere Anzahl armer Kinder 
Morgens in der Schule mit warmer Suppe und einem Stück Brot 
u verſehen. Vorläufig will man täglich 150 Portionen ausgeben. 

ie Koften ſollen durch einen Zuſchuß der Gemeinde und durch 
milde Beiträge aufgebracht werden. 
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Telegraphiſche Nachrichten. 

Berlin, 19. Nov. Der Bundesrath genehmigte in der 

am 18. d. M. abgehaltenen Plenarſitzung die Entwürfe zum Reichs⸗ 
baushalts⸗Etat für 1893/94 über den allgemeinen Penſionsfonds, 
für die Verwaltung des Reichsheeres, der Marineverwaltung und 
der Reichsſchuld und ertheilte den Geſetzentwürfen, betreffend die 
Gewährung von Zollbegünſtigungen an nich 
Staaten, wegen Abänderung des Geſetzes vom 23. Mai 1873 über 
die Gründung und Verwaltung des Relchs⸗Inpalidenfonds, betreffend 
die Feſtſtellung des Reichshaushalts⸗Etats für 1893/94, wegen Auf⸗ 
nahme einer Anleihe für Zwecke der Verwaltungen des Reichs⸗ 
heeres, der Marine c., ſowle betreffend die Feſtſtellung des Haus⸗ 
halts⸗Etats für die Schutzgebiete Kamerun, Togo und das ſüdweſt⸗ 
afrikaniſche Schutzgebiet für 1893/94, ferner dem Entwurf von 


Vorſchriften über die ſteuerfreie Verwendung von undenaturirtem 


Branntwein zu Heil- wiſſenſchaftlichen und gewerblichen Zwecken 
die Zuſtimmung. Mit 


des Reichs⸗Verſicherungsamts erklärte ſich die Verſammlung ein⸗ 
verſtanden. 
Dortmund, 20. 2 30 
in Unna Sonnabend Nachmittag 
Decke ſieben Familienväter getödtet worden. 
Ein ee an Vormittag fand auf dem hieſigen 


Standesamte die Vermählung des verwittweten Herzogs Ludwig 


in Bayern mit Fräulein Antonie Barth ſtatt. 


München, 19. Nov. Die Ziviltrauung des Herzogs Ludwig 
in Bayern mit Frl. Barth vollzog der Miniſter des königlichen 
Der Gemahlin 

3 Herzogs iſt von dem Prinzregenten der Name v. Bartolf 
verliehen worden. Das neuvermählte Paar iſt kurz nach der Trauung 


geriet, Miniſterpräſident Frhr. v. Crailsheim, 


nach Italien abgereiſt. 

Karlsruhe, 19. Nov. Nach einem heute im hieſigen Muſeums⸗ 
ſaale ſtattgehabten Feſtakte, welchem der Großherzog und die Groß⸗ 
herzogin beſwobnten, und bei dem Profeſſor Michael Bernays die 


Gedächtnißrede hielt, fand die feierliche Enthüllung des von Volz 


geſchaffenen und auf dem Platze vor der Kunſtſchule errichteten 
Scheffel⸗Denkmals ſtatt. 
Lübeck, 19. Nov. Der Lübecker Dampfer „Alpha“ von Hernoe⸗ 


ſand nach Antwerpen unterwegs, iſt auf der Inſel Vlieland an der 


Nordküſte von Holland geſtrandet. Schiff und Ladung ſind voraus⸗ 


ſichtlich verloren. RER 

Wien, 19. Nov. Der Mißbilligungsausſchuß beſchloß 
den Ausdruck der Mißbilligung über die geſtrigen bekannten 
Aeußerungen Mengers dem Hauſe zu empfehlen. 

Veit, 18. Nov. Eine Verſammlung der 8 von etwa 
40 Vereinen der Hauptſtadt beſchloß einſtimmig die Veranſtaltung 
eines Fackelzuges zu Ehren des Miniſterpräſidenten Dr. Wekerle. 
3 am * Mittwoch zur Ausführung kommen. 

Petersburg, 19. Nov. Wie der „Köln. Ztg.“ von hier als 
Gexücht gemeldet wird, wird der Großfürſt Michael der Aeltere 
auf ſeinen Wunſch am Schluſſe dieſes Jahres von dem Präſidium 
des rathes entbunden werden, an ſeine Stelle werde der 
Großfürfk⸗Tpronfolger treten, nachdem zur Unterſtützung deſſelben 
der neue . eines Bizepräſidenten geſchaffen jet. Letzteren 
werde der Oberprokurator der eiligen Synode Pobedonoſzew er⸗ 
halten, an deſſen, Stelle der Reichskontrolleur Phillppow treten 
— — Staatsſekretüär Hübenet würde Nachfolger Pollppows 
werden. 

Kopenhagen, 19. Nov. Das geſtern angekündigte 
Verbot aller Marktverkäufe von Wiederkäuern und Schweinen 
iſt heute erlaſſen. Es ſteht nunmehr feſt, daß die Märkte für 


Schlachtvieh in Kopenhagen und Esbjerg aufrecht erhalten 
N 2 p g aufrecht erh 


Bern, 20. Nov. Amtlich wird mitgetheilt, daß die 
erſte Berathung des ſchweizeriſch⸗öſterreichiſchen Staatsvertrages 
betreffend die Rheinregulirung beendigt iſt und daß de 


ſchweizeriſchen Delegirten nunmehr die Entſchließungen des ei 


Bundes rathes erwarten. Der Schluß derf Konferenz wird 
vorausſichtlich bereits in den nächſten Tagen erfolgen. 

4 me, 18. Nov. Der Dampfer der Adriageſellſchaft 
„Stephanie“ ſtieß heute in der Nähe von Molfetta mit dem 
Dampfer „Arigo“ zuſammen und ſank. Der Kapitän und 
19 Matroſen retteten ſich auf dem „Arigo“. 5 Matroſen 
werden vermißt. x 
Paris, 19. Nov. Die Großfürſtin Wladimir hat fich 
eine Verdrehung des Subfnöcheigelente zugezogen, welche ab⸗ 
ſolute Ruhe erheiſcht, und iſt dadurch genöthigt geweſen, die 
beabſichtigte Abreiſe nach Potsdam zu verſchieben. 

aris, 19. Nov. Der deutſche Kürſchnergeſelle Raabe, 
welcher nach der Exploſion in der Rue des Bons Enfants 
verhaftet worden war, iſt als an jener Exploſion nicht be⸗ 
theiligt befunden worden, doch wurde er wegen ſeiner Be⸗ 
ziehungen zu uswörtigen Anarchiſten heute ausgewieſen. 


t meiſtbegünſtigte 


dem Antrage des Reichskanzlers wegen 
Wiederbeſetzung der erledigten Stelle eines ſtändigen Mitglieds 


Der „Tremonia“ zufolge ſind 
einem Brande infolge 


Opium und Tabak zu erheben. 
durch das Vorgehen des franzöſiſchen „Konſuls genöthigt, 
welcher auf dem Verkauf aller alkoholhaltigen Liköre, ohne 
alle Einſchränkung, beſtehe. 


36 Jahre alt, angeblich aus Köln. Derſelbe ſoll anarchiſtiſche 
Broſchüren vertrieben haben; er weigert ſich, ſeine Wohnung 
anzugeben. 


In einer Verſammlung der zur Zeit hier anweſenden 


ſozialiſtiſchen Führer wurde auf Antrag der Marxiſten be⸗ 
ſchloſſen, die Berichte von dem Berliner Sozialiſten⸗Kongreß 
abzuwarten, bevor man weitere Entſchließungen faſſe. Gleich⸗ 
zeitig gab die Verſammlung ihrer Unzufriedenheit mit den 
letzten Reſolutionen Ausdruck, man habe darin die ſozialiſti⸗ 
ſchen Prinzipien aufgegeben. 


Paris, 19. Nov. Die Blätter konſtatiren den vom 
Kabinet in der geſtrigen Kammerſitzung errungenen Erfolg und 
ſchreiben ihn den entſchiedenen und loyalen Erklärungen des 
Miniſterpräſidenten Loubet zu. Die endgiltige Votirung des 
Preßgeſetzes gilt für hochwahrſcheinlich, obſchon die Organe 
der Oppoſition dies nach wie vor in Zweifel ziehen. 

Paris, 19. Nov. Die Zollkommiſſion lehnte bei der 
Vorberathung der Zollherabſetzungen auf Baumwollengewebe, 
die in dem franzöſiſch⸗ſchweizeriſchen Uebereinkommen enthalten 
ſind, hauptſächlich die Zollherabſetzungen für bedruckte Baum⸗ 
wollengewebe ab, weil Deutſchland und England den größten 
Vortheil daraus ziehen würden. Die Kommiſſion vertagte ſich 
alsdann bis Dienſtag. 


Paris, 19. Nov. In der Deputirtenkammer wurde die Bera⸗ 
thung des Preßgeſetzentwurfs wieder aufgenommen. Die Kom⸗ 


ſmiſſion hat in Uebereinſeimmung mit der eglerung in einer am 


Vormittag ſtattgehabten Sitzung mehrere 
nommen. 

Man verſichert in unterrichteten Kreiſen, daß, wenn die von 
einigen Journalen gegen Floquet erhobenen Anklagen betreffs der 
Panama⸗Angelegenheit vor die Kammer gebracht würden, Floquet 
erklären werde, er habe nie um etwas bei der Panama ⸗Geſell⸗ 
ſchaft angeſucht noch etwas von derſelben erhalten. Wie es heißt, 
würden die fünf Perſonen, gegen welche die Anklage in der Panama⸗ 
Angelegenheit erhoben werden ſoll, beute oder morgen Vorladung 
vor Gericht erhalten. 

Paris, 19. Nov. Heute Morgen hat zwiſchen dem Direktor 
des „Matin“ Edwards und dem Deputirten Doumer, Direktor des 
„Rapide“, ein Duell ſtattgefunden, bei dem der letztere leicht ver⸗ 
wundet wurde. f 

aris, 19. Nov. Ein den Blättern zugegangenes Tele⸗ 
gramm aus Portonovo meldet gerüchtweiſe, König Behanzin 
hätte dem Oberſten Dodds Friedenseröffnungen gemacht; 
letzterer wäre jedoch nicht darauf eingegangen. Die mili⸗ 
täriſchen Operationen würden fortgeſetzt. 

Paris, 20. Nov. Der Kriegs miniſter Freycinet läßt in 
den Abendblättern die Behauptung des Journals „Libre 
Parole“, er habe von der Panama⸗Geſellſchaft 200 000 Fres. 
erhalten, auf das Entſchiedenſte dementiren. 

Das Journal „Jour“ meldet, der flüchtige Urheber der 
Exploſion in der Rue des Bons Enfants ſei der Anarchiſt 
Louvet, der in Begleitung einer mitſchuldigen Frauensperſon 
ſich auf einem transatlantiſchen Dampfer eingeſchifft habe, 
deſſen Beſtimmungsort die Polizei aber kenne. 

Paris, 20. Nov. Die Journale aller Parteien 
das von der Kammer angenommene Preßgeſetz unterſcheide ſich in 
Folge der während der Berathung binzugefügten Amendements in 
nichts von dem früheren. Während ferner die gemäßigt republi⸗ 
kaniſchen Organe daſſelbe in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt für voll⸗ 
ſtändig wirkungslos halten, erklären die Oppoſitlonellen, das Kabinet 
habe eine moraliſche Niederlage erlitten. Die Beſprechung der 
Panamakanal⸗Angelegenheit wird in den Blättern lebhaft fortgeſetzt. 
Unter anderem wird der von der Anklage mitbetroffene Baron 
Reinach, welcher mit der publiziſtiſchen Lanzirung des Unternehmens 
betraut war, von mehreren Seiten beſchuldigt, einzelne Journal⸗ 
leiter und Parlamentarier beſtochen zu haben. Das Journal 
„Libre Parole“ behauptet ſogar, auch Freycinet hätte don der 
Panama ⸗Geſellſchaft zweitauſend Francs erhalten. 

Paris, 20. Nov. Ferdinand und Charles v. Leſſeps, Baron 
Cottu, Fontane, Eiffel und Baron Reinach ſind auf den 24. d. M. 
vor den Appellationsgerichtshof geladen worden. — Die Blätter 
ſehen voraus, daß die Berathung der Interpellation in der Pa⸗ 
nama-⸗Angelegenheit ſehr lebhaft werden könnte wegen der perſön⸗ 
lichen Zwiſchenfälle, die ſich ereignen könnten. ehrere Blätter 

lauben, die Verhandlung werde mit der Ernennung einer Unter⸗ 
uchungskommiſſion endigen. 

Paris, 20. Nov. Der in Finanzkreiſen ſehr bekannte Baron 
ar de Reinach iſt heute geſtorben. Baron Jacques de Reinach 
tit derſelbe, der ae der Panamgangelegenheit mit vor den Appell⸗ 
ei en war. Sein Tod ſoll in Folge eines Gehirnſchlages ein- 

eten ſein. 


Liſſabon, 20. Nov. Eine Verſammlung hieſiger Ge⸗ 
ſchäftsinhaber beſchloß ihre Läden auf 24 Stunden zu 
ſchließen, ſobald das engliſche Geſchwader in den Hafen ein⸗ 
läuft. Man beabſichtigt durch dieſe Demonſtration zu zeigen, 
daß der portugieſiſche Handels ſtand das engliſche Memorandum 
vom 11. Januar 1890 betreffend die portugieſiſchen Okkupa⸗ 
tionen in Oſtafrika nicht vergeſſen habe. 

Liſſabon, 19. Nov. Unter den Fenſtern des Grafen 
Folgoſa. des Präſidenten des mit den Vorbereitungen für den 


mendements ange⸗ 


lle iſt eine Dynamitbombe geplatzt. Die Unterſuchung iſt 
geleitet. 

Brüſſel, 20. Nov. Als Präſident der am 22. d. Mts. zu⸗ 
ſammentretenden Münzkonferenz iſt Monteſiore Levi, als Vizeprä⸗ 
ſident der hieſige amerikaniſche Geſandte, Terrell, in — t ge⸗ 

e 


nommen. In der amerikaniſchen Geſandtſchaft findet am Dienſtag 
ein Empfang ſtatt. 
London, 20. Nov. Der außerordentliche engliſche 


Geſandte und bevollmächtigte Miniſter Sir Ewan Smith wird 
Mitte Dezember auf ſeinen Poſten nach Maroklo zurückkehren. 
udon, 20. Nov. Wie das „Reuterſche Bureau“ aus 


Zanzibar meldet, beabſichtigt die dortige Regierung vom 


1. Februar kommenden Jahres ab einen Einfuhrzoll auf Wein, 
Die Regierung ſei hierzu 


Bukareſt, 20. Nov. Der ee N Leiter der Handels⸗ 


ſektinn im Auswärtigen Amte, Papiniu, iſt nach Berlin abgereiſt, 


fonftatiren, || 


Empfang des Königs und der Königin betraut geweſenen Aus⸗ Al 
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um dem dortigen rumäniſchen Geſandten bei den Handelsvertrags⸗ 
verhandlungen zur Seite zu ſtehen. 

Philippopel, 19. Nov. n dem heutigen Jahrestage der 
Schlacht von ee fand ein feierliches Requiem für die in der 
Schlacht gefallenen Soldaten ſtatt, welchem Prinz Ferdinand und 
die Prinzeſſin Clementine beiwohnten. Der Prinz und die Prin⸗ 
zeſſin reiſten Nachmittags nach Sofia ab. 

ewhork, 18. Nov. Das amerikaniſche Schiff „Phila⸗ 
delphia“ iſt mit dem bisherigen Gouverneur von Caracas, 
Mijares, an Bord hier eingetroffen. Der Kapitän des Schiffes 
hatte die von den Behörden von La Guayra geforderte Aus⸗ 
lieferung des Gouverneurs verweigert. 
ee da das Schiff zu den Reſerve⸗Kriegsſchiffen 
gehört. 
Guatemala, 19. Nov. Sämmtliche Häfen von Zentral⸗ 
Amerika mit alleiniger Ausnahme der atlantiſchen Häfen von 
Honduras ſind dem Schiffsverkehr wieder geöffnet. 


Palermo, 21. Nov. Beim geſtrigen Banket betonte 
Crispi die Nothwendigkeit der Rekonſtruktion der Parteien; 
zwiſchen den Anhängern der Rechten und der Linken beſtehe 
eine weitgehende Spaltung. Crispi ſpendete der franzöſiſchen 
Republik warme Lobſprüche und erklärte, auf der Reform des 
ftaatlichen Kirchenrechtes beſtehen zu müſſen. Bezüglich des Drei⸗ 
bundes habe Italien den angeſtrebten Ausgleich ſeiner wirth⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen ungenügend gefunden; er würde die 
Bundverträge nur auf anderen Grundlagen und unter anderen 
Bedingungen erneuert haben. Frankreich führe ſeit 11 Jahren 
einen erbitterten wirthſchaftlichen Krieg aus politiſchen Grün⸗ 
den. Das Miniſterium hätte bei der Erneuerung des Drei⸗ 
bundes von der Unmöglichkeit der Trennung der wirthſchaft⸗ 
lichen Fragen von der Politik durchdrungen ſein ſollen. 

Newyork, 21. Nov. Eine Verſammlung der vereinigten 
Arbeiter⸗Genoſſenſchaften in Homeſtead erklärte den Ausſtand 
in der Fabrik Carnegie für beendet. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im November 1892. 


o sn Tmerien il 
r. reduz. in mm: n d. e er. i. Ce 
Stun d eſſgg m Seehöhe Grad 
19. Nachm 61,2 tar bededt + 0,5 
19. Abends 9 766 SSd ſtark bedeckt — 
2. Morgs. 7 761,3 O ſtark bedeckt — O, 
20. Nachm 2 763,2 O Hifi bedeckt 1 
20. Abends 9 766,2 friſch bedeckt 9 ＋ 0 
21. Morgs. 7 766,9 Windſtille bedeckt 5 0 
) Den Tag über Nebel, öfter Regen.) Früh Nebel 

Am 19. Nov. Wärme⸗Maximum + 2,0° Celſ. 

Am 19. ärme⸗ um — 04° = 

Am 20. Wärme⸗Maximum + 02° = 

Am 20. Wärme⸗Minimum — 16° = 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 19. Nov. Mittags 0,48 Meter. 
„20. = Morgens 0,48 = 
„Morgens 048 = 


un 
ı 
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Heute Vormittag 7%, Uhr verſtarb nach lange 
ſchweren Leiden mein guter Sohn, unſer lieber Bruder, 
Schwager und Onkel 


Fritz Timme 


im 21. Lebensjahre. Dies zeigen ſtatt jeder beſonderen 
Mittheilung tiefbetrübt an 


Die trauernden Hinterbliebenen. 


Wronke, Samter, Dresden, 19. November 1892. 


Verein junger Kaufleute. 


Dienſtag, den 22. November 1892, Abends 8¼ Uhr, 
im Sternſchen Saale: 


Experimental-Vortrag 


des Phyſiters Herrn W. Finn aus London. 
Eintrittskarten verabf. Herr Licht. Hieſige Nichtmitglieder 
haben keinen Zutritt. Der Vorſtand. 


Celegraphiſche Vorſenberichte. 
Nonds⸗ ur! 


e. 4 

Breslau, 19. November. (Schlußkurſe.) Feſt. 

Neue Zproz. Reichsagleihe 86,25, 3% proz. V.⸗Pfandbr. 47.90, 
Konſol. Türken 21,65, Türk. Looſe 92,00, Aproz. ung. Goldrente 
95,90, Bresl. Diskontobank 96,40, Breslauer Wechslerbant 95 75, 
Kreditaktien 168,75, Schleſ. Bankverein 112,75, Donnersmarckhütte 
81,75, Flöther Maſchinenbau —, , Kattowiger Aktten⸗Geſellſchaft 

r Bergbau u. Hüttenbetrieb 115,00, Oberſchleſ. Eiſenbahn 49,50, 
berſchleſ. Portland⸗Zement 70,00, Schleſ. Cement 115,00, Oppeln. 
eme 00, Schl. D. Zement 11500 Kramfta 120,50, Schleſ. 
aktien 186,50, Laurahütte 100,50, Verein. Oelfabr. 92 50 
sterreich. Banknoten 170,05, Ruff. Banknoten 200,90, Gieſel 
Cengzeterdh 19. Nov. Wechſel auf London 101,55, Ruſſ. II 
urg, 19. Nov. Wechſel auf London 101,55, . H. 
Orientanl. 103, do. II. Ortentanl. 105d, do. Bank für 4 
Handel 270, Petersburger Diskonto⸗Bank 457, Warſchauer Dis⸗ 
konto⸗Bank —, Petersb. internat. Bank 442, Ruſſ. 4½proz. Boden⸗ 
bahn Ain li. Gr. Ruff Gifenbabn 250%, Ruſſ. Südweſt⸗ 
ahn⸗ n 5. 


e. 
Weizen loko biefiger 16,25, 
e 

16,75, x 0 
＋ üböl 


zollfrei. Ruhig. . g 
hig. Loko 5.85 e middl. foto 48 Pf., Upland 
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Man befürchtet daraus 
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3 14,35, per Mai 14,50. Ruhig. 
Frübiaur 7 57 Gd. 7.58 Nr., ge 
k. 


r 


K 9 
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Armour 49 Pf. Rohe u. Brother (pure) — Pf., Fairbanks 
— Pf., Shafer — Pf. i 

Speck. Höher. Nov.⸗Abladung 43 Gd., Dez.⸗Januar⸗Abladung 
ſhort clear middl. 41 Gd., long clear middl. 40 Gd. 

Tabak. 250 Packen St. Felix, 207 Seronen Carmen. 

Bremen, 19. Nov. (Kurſe des Effekten⸗ und Makler⸗Vereins 
byroz. Nordbd. Wolltämmerei⸗ und Kammgarn Spinnerei⸗Aktien 
133 Br., proz. Nordd. Lloyd⸗Aktien 110%, Gd. 

Hamburg, 19. Nov. Getreidemarkt. Weizen loko ruhig, 
holſteinſcher loro neuer 150—157. — Roggen loko feſt, mecklenburg 
loko neuer. 138—140, ruſſ. loko ruhig, tranfito 115—116. Hafer 
ruhig. Gerſte ruhig. Rübß! unverz.) ruhig, loko 53. — Spiritus 
loko ſtill, g. Nov. 21”, Br., p. Nov.⸗Dez. 21% Br., p. De. 
Jan. 21½ Br., 5. April⸗Mai 21°, Br., per Mai⸗Juni —, Kaffe 
feſt ruhig. Umſatz — Sack. — Petroleum matt, Standard, white 
loko 5.45 Br., ber Dez. 5,35 Br. — Wetter: Froſt. 

Hamburg, 19. Nov. Kaffee. (Nachmittagsbericht.) Good ave⸗ 
rage Santos per Dezbr. 77½ñ ver März 75%,, per Mai 75, per 
Sept. 74¼. Kaum behauptet. 

Hamburg, 19. Nov. Zuckermarkt. Schlußbericht. Rüben⸗ 
Rohzucker Produkt Baſis 88 pCt. Rendement neue Uſance frei 
an Bord Hamburg ver Novbr. 13,90, per Dezbr. 14,05, per 


Produktenmarkt. Weizen loto feſt, per 
Herbſt 7,67 Gd., 7,68 Br. Hazer 
ner Frübjahr 5,55 Gh., 5,57 Mais per Mai⸗Juni 1893 4,86 
Gd. 4,87 Br. Kohlraps per Auguſt⸗ Sept. 11.80 Gd. 11,85 Br. — 
Wetter Bewölkt 

Paris, 19. Nov Getreidemarkt. (Schluß.) Weizen ruhig. 
p. Novbr. 21,40, 9. Dezember 21.60, p Januar⸗April 22,20, 
p. März⸗Juni 22,60. Roggen ruhig, p. Novpbr. 13,90, ver 
März⸗Juni 14,60. — Mehl ruhig, ver Novbr. 48,00, per Dezbr. 
48,50, per Jan.⸗April 49,10, v März⸗Juni 49,90. — Hübdi 
träge, p. Nov. 59,50, p. Dezbr. 60,00, p. Jan.⸗April 61,00, 5. März⸗ 

uni 61,50. — Spirttus behauptet, ver Novbr. 47,00, per Dezbr 
4 per Jan.⸗April 47,75, o. Mai⸗Auguſt 47,50. — Wetter: 
edeckt. 

Paris, 19. Nov. (Schluß. Rohzucker behauptet, 88 Proz. loke 
38,50 & 38,75. Dieißer Zucker behauptet, Nr. 3, per 00 Kilo per 
— 228. p. Dezbr. 40,87 ½, per Jan.⸗April 41,62½, p. März⸗ 

unt 42.25. 

Havre, 19. Nov. (Telegr. der Hamb. Firma Peimann, Ziegler 
u. Co.) Kaffee in Newyork ſchloß unverändert. 2 

o 12 000 Sack, Santos 19 000 Sack, Rezettes für geſtern. 

avre, 19 Nov. Telegr. der Hamb. Firma Peimann, Ztegler 
u. Co.), Kaffee, good average Santos, 5. Dez. 98,25, p. März 
97,25, per Mai 96,75. Ruhig. 

Amſterdam, 19. Nov. Java⸗Kaffee good ordinary 57½. 

Amſterdam 19. Nov. Bancazinn 56% 

Amſterdam, 19. Nov. Getreidemarkt. Weizen p. Nodbr. —, 
per März 176. Roggen p. März 129, p. Mat —. 

Antwerpen, 19. Nov. Berreidemartt. Weizen feſt. Roggen 
ruhig. Hater behauptet. Gerſte unbelebt. 

Antwerpen, 19. Nov. (Telegr der Herren Wilkens und 
Comp.) Wolle. La Plata⸗Zug, Type B., per Dez. 4,60, per Mai 
4,72½ bez., Juli 4,80 Verkäufer. 

Antwerpen, 19. Nov. Petroleummarkt (Schlußbericht.) Raf⸗ 
finirtee Tyoe weiß iofo 13 bez. u. Zr. p. Nov. 13 Br., per Dez. 
13¼ Br., per Jan.⸗März 13 Br a: 

London, 19. Nov. An der Küfte 2 Weizenladung angeboten. 


Wetter: Leichter Nebel. 
London, 19. Nov. 96 pCt. Javazucker loko 16°, ruhig, Rüben⸗ 


eft, 19. Nov. 
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Jan.⸗Feb. 4% Käuferpreis, März⸗April 5%, do., Mat-Sunt 5%, 
d. Verkäuferpreis. 

Liverpool, 19. Nov., Nachm. 4 Uhr 10 Min. Baumwolle. 
Imſatz 8 000 B., davon für Spekulation und Export 1000 Ballen. 


Ruhig. 

WMeiddl. amerikan. Lieferungen: Nov.⸗Dez. 4°%,, Käuferpreis, 
Dez.⸗Jan. 4% Werth, Jan.⸗Feb. 4, do., Febr.⸗März 5 do., 
März⸗April 4½ Verkäuferpreis, April⸗Mal 5 ¼ Käuferpreis, Mai⸗ 
Juni 5¼, Werth, Juni⸗Juli 5%, d. Verkäuferpreis. 

Glasgow, 19. Nov. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbers 
warrants 41 ſh. 7 d. 

Glasgow, 18. Nov. Die Vorräthe von Roheiſen in den 
. — belaufen ſich auf 351179 Tons gegen 499 634 Tons im 
vorigen Jahre. 

Die N der im Betriebe befindlichen Hochöfen beträgt 78 
gegen 76 im vorigen Jahre. 

Newyork, 19. Nov. (Anfangskurſe.) Petroleum Pipeline cer⸗ 
tifikates per Dez. —. Weizen ver Mai 84½ 

Newyork, 19. Nov. Waarenbericht. Baumwolle in New⸗ 
Pork 9½e, do. in New⸗Orleans 9 — Raff. Petroleum Standard 
white in New⸗York 5,90, do. Standard white in Philadelphia 
585 Gd. Rohes Petroleum in New⸗Nork 5,35, do. Pipeline 
Certifikates, pr. Dezember —. Stetig. Schmalz loko 10,40, do Rohe 
u. Brothers 10,75. Zucker (Fair refining Muscovad.) 2½. Mais 
(New) p. Dezbr. 51, p. aan 51½, p. Mai 53. Rother Winter- 
weizen oo 77%. Kaffee Rio Nr. 7, 17. Mehl (Spring clears) 
3.10. Getreidefracht 2. Kupfer 11,95—12,00. Rother Weizen per 
November 77, pr. Dezbr. 77½, ver Jan. 79¾, per Mai 84 ¼ 
Kaffee ir. low orb. p. Dez. 16,20, p. Febr. 15,80. 8 

Der Werth der in der vergangenen Woche eingeführten 
Waaren betrug 11140240 Dollars gegen 13 962 807 Dollars in der 
0 davon für Stoffe 2 469 194 Dollars gegen 2078 223 

ollars. 

Chicago, 19. Nov. Weizen per Dezbr. 72°/,, per Mai 79%, 
Mais per Dezember 42. Speck ſhort clear nomin. Pork per 
November 12,70. 

Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 

Berlin, 19. Nov. Die heutige Börſe eröffnete in feſterer 

geltung und mit zumeiſt etwas höheren Kurſen auf ſpekulativem 

ebiet, wie auch die von den fremden Börſenplätzen vorliegenden 
Tendenzmeldungen günſtiger lauteten. — Das Geſchäft entwickelte 
ſich im allgemeinen etwas lebhafter und in einigen Ultimowerthen 
fanden zeitweiſe ziemlich belangreiche Abſchlüſſe ſtatt — Im Ver⸗ 
laufe des Verkehrs trat infolge von Realiſtrungen vorübergehend 
eine kleine Abſchwächung der Haltung hervor, doch ſchloß die Börſe 
wieder feſter. — Der Kapitalsmarkt wies feitere Geſammthaltung 
für heimiſche ſolide Anlagen auf bei normalen Umſätzen; Deutſche 
Reichs⸗ und Preußiſche konſolidirte Anleihen erſchienen etwas 
beſſer. — der 50 ſeſten Juul tragende Papiere verkehrten gleich⸗ 
falls in feſter Haltung; Italiener etwas beſſer, auch Ruſſiſche An⸗ 
leihen feſt, Noten fteigend. — Der Privatdiskont wurde mit 2%, 
Prozent notirt. — Auf internationalem Gebiet gingen Oeſterr. 
Kreditaktien zu etwas beſſerer Notiz lebhaft um; Oeſterreichiſche 
Bahnen feſter, aber ruhig, Buſchtiehrader ſchwach; Schweizeriſche 
Bahnen, beſonders Nordoſtbahn und Gotthardbahn etwas abge⸗ 
ſchwächt und ruhig. — Inländiſche Eiſenbahnaktien gut behauptet 
aber wenig lebhaft, Oſtpreußiſche Südbahn feſter. — Bankaktien 
recht feſt, die ſpekulativen Deviien mehr aan Diskonto⸗Kom⸗ 
manditantheile unter Schwankungen ſteigend. — Induſtriepapiere 
ziemlich feſt, aber nur vereinzelt lebhafter; Montanwerthe nach 


K 


Middl. amerikan. Lieferungen: Nov.⸗Dez. 4% Verkäuferpreis,] den Markt, daß die Preiſe bei ſtillem Geſchäft 


etwas nachgeben 
mußten. Der Schluß war erholt. Hafer war Wen per 
Frühjahr ſtark offerirt und reichlich 1. M. billiger; nahe Ter⸗ 
mine ſtill und 1 M. niedriger. Roggenmehl bei ruhigem 
Verkehr ſchwach. Rüböl wenig belebt und faſt unverändert. 
Spiritus loco und Termine bei ruhigem Geſchäft behauptet: 
Konſumwaare gewann 10 Pf. N 
Weizen (mit Ausinich non Raubwelnen per 1000 Kiogr. 
Loko ruhig. Tune feſt und höher. Brfündigt 150 Tonnen. 
Kündigurgspre 8 153.75 Mark. Loo 145—162 M. nach Jualität 
Lieferungsqualität 153 P. weiß märf, 155 M., ver dieſen Monat 
und per Noubr.⸗Dezbr. 154.153,75 bez., per Dez.⸗Jan. —, per 
8 156,25 bez. * e — 
oggen per i. Ktlogramm Loko mäßiges Geſchäft. 
Termine feſter. . 350 Tonnen 1 *. uk 
130-133 M. nach Qualität. Lirferungsaualität 134 M. ine 
londiſcher guter 134—135 M., per dieſen Monat 136,5—136 bez., 
0 1 Deabe a bez., per Dez.⸗Jan. 136,25 
„75 bez., per Jan⸗Febr. 18993 —,—, ber März⸗April —, 
per Ger ee be 985 rn 
erite der 1000 Nie gr. werer verkäuflich. 
kleine 140—170, Futtergerſte 120 —140 M. nach e au 
Hafer per 1000 *ilogramm. Loko unverändert. Termine 
niedriger. Gekündigt 150 Tonnen. Kundigungspreis 145,75 
to 140 bis 162 % ach anglität Lieferungsqualität 145 er 
Pomm. und preußiſcher mittel bis guter 149-—145 bez., feiner 
147 bis 150 bez., ſchleſiſcher mittel bis guter 143—146 bez., feiner 
nde h W Ne A 0 W bez., per 
opbr.⸗Dezbr. 143,5— ez., per Dezbr.⸗Januar —, per Apri 
Ma 139,75 — 133,25 bez. 4 
Mais zer 1% Kilogramm. Loro feſt. Termine ſtill. Gek. 
Fa n en M. Sol 121-186 M. nach 
nalität, ber dteſen Monat 120,5 bez, per Nov.⸗Dez. 120 M., 
e na ee er bez. s Men 
‚rdbsen p. 1000 Kilogr. Kochwaare 170—215 Futter⸗ 
wear 142-158 M nad Zualität. Buser 
Roggenmehl Nr. O0 und 1 per 100 Kilo brutto mi, Sack. 
Termine matt. Gekünd. 250 Sack. Kündigungspreis 17,85 M. 
per biejer er 5 Dei der Won -Dei 1755 ben, per Dez. 
Jan. —, per Jan. ⸗Febr. 17,85 bez., per Febr.⸗März — 
Ari, Mal 47 l bez 3 


Rübsl ver 100 Kilogramm mit Faß. Behauptet. Ger. 4 
tr. ee n 8 Er I Bieten 
onat und per Nov.⸗Dez. 51, „per Dez.⸗Jan. 3 —, 

April⸗Ma 51,7 51,8 bez. s er 
Petroleum ohne Handel. 
Trockene Kartoffelſtärke p. % Kilo brutto inn. Sack. 
per dieſen Monat 1890 M. Feuchte Kartoffelſtärke 
p. 100 Kilogr. brutto incl. Sack per dieſen Monat 9,60 . 


Kartoffelmehl per 100 Kto bratte mel. Sack. Per 
Nele elta mit 50 M Verbrauchsabgab 

piritus mi . Verbrauchsabgabe p. 1 r. à 
Proz. = 10000 Proz. nach Tralles. Getündlat Er N 


digungspreis — M. Loko ohne Jes 51.151 bez. 

Spirttus mi 70 M. Vekbrauchsabgabe per 100 Olter 
à 100 Proz. = 10000 Proz. nach Tralles. Gekuͤndigt — Lx. 
Kündigungungspreis —. Loco ohne Faß 31,4 bez. n 

Spiritus mit 50 M. Ohne Handel. 

Spiritus mu 70 m. Verbrauchsabgabe. Unverändert. 
Gekündig 10 000 Liter. Kündigungspreik 30,7 M. Loto mit Faß 
—, per dieſe Monat, ver Novbr. Dezbr. 30,8 30,6 — 30,7 bez., 
per Dezbr⸗ Januar —, per Januar⸗FJebt. 1893 —,—, per Ma 


a 
Rohzucker loto 13 ruhig. Weiter: —. feiterer Eröffnung abe eichwächt, aber zum Theil lebhafter. Avril „ ger Horil-Dia 32.382.232. bez, per Mat-Kunt 3256 

London, 19. Nov Chili⸗ Kupfer 47¼ per 3 Monat 47%,. odu Dee bis 5 8 626 bet, ver Jil, BT: ara 

Liverpool, 19. Nov. Baumwolle (Anjangsdericht.) uth⸗ Berlin, 19. Nov. Die geſtrigen höheren Preiſe in Newyorkſf eien ev 22520, ez., Nr. 9 20,25 —18,5 kei 
maßlicher Umſatz 80% B. Felt. Tagesimport 14000 B. bewirkten an der heutigen Getreidebörſe hier zwar eine leichte Feine Macten über Notiz bezahlt 

Liverpool, 19. Nov., Nachm. 12 Uhr 50 Mm. Baumwolle.] Steigerung des Preiſes für Weizen, das Geſchäft blieb aber Noggenmebl Nr 0 u. 1 18,00 —17,25 bez. bo. feine Marten 
Umſatz 8 000 Ball., davon für Spekulation und Export 1000 Ball. außerordentlich ſtill. Roggen eröffnete zu feſten geſtrigen Nr. 0 k. 118,75 18,00 bez., Ri. 0 1,5 Mk. höher als Nr. 0 u. 
Feſt. Amerikaner ¼ höher. Schlußpreiſen; ſpäter kam aber jo ſtarkes Angebot von Waare an 1 ur. 100 Hilnar, be. intl. Sach. 

* 
Feste Umrechnung: 4 Livre Sterling = 20 m. 1. Doll. 4½¼ M. 100 Rub. 320 M. 1 Gulden österr. W. 2 M. 7 Gulden sdad. W — 12 M. 1 Gulden holl. W. 4 M. 70 Pf., 4 Franco oder 1 Lira oder 1 Peseta = 80 Pe. 

“Di ‚4örnsch.20T.L.| — |103,40 8. Schw. Hyp.-Pf.| 2½ Rchb Gold-Prior.| 5 Pr. Hyp. -G. l. (rz. 120)|4 4 
Bank-Diskontowechseiv. 19. Ner- in- l. Prcä. 31, 134,30 B. Serb. Old. Pfdb. 5 üdöst- B. (b. 3 | 64,20 48. 88. U.. 700] 22. 
Amsterdam. 2½ 8 T. 168,55 bz |Dess. Pram. -A.“ 3½ do. Rente......| 5 do. Obligation.| 5 1104,40 do. a 64,50 b d. 
London .....| 3 8T. | 20,34 be im ) 50 T.. 3 132,80 bz do. neue 85 5 do. Gold-Prior.| 4 95,80 do. do. 12. 100 
Paris. . 2½ 8 T. | 80,95 8. üb. 3½% 130,20 8. Stockh.Pf. 85. 4½ 7 Prs. Hyp.-Vers.-Cert. 148,50 0 
Wien e 8T. 169,90 bzB.fMein. 7Guld-L.| — 28,50 G do. St«-Ani.80 d do. d 84,90 br 
—— 2 0 be [Oldenb. Loose] 3 129700 bz ee 113,75 be. 
Warschau 4% T. 200,60 be A 7 8 Kk A. n 1.00 te 
D n Pfd. Storl. ov. CH 

— k Sm —— 0 —— 2 — 0 He a8 80 > ran 92.047400) 235.25 br G 
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